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Brief von Karl-Heinz Dellwo 
zu Bernd Rößner 


bernd ist haftunfähig. seit jahren. das weiß der bundesjustiz- 
minister, die landesjustizministerin von bayern, die anstalts- 
leitung, das überwachende Ika, die bundesanwaltschaft und 
das oberlandesgericht düsseldorf — und trotzdem haben letz- 
tere vor 2 jahren seine haftentlassung verhindert. befriedi- 
gung in der qual anderer, innerlich offensichtlich beherrscht 
und zerfressen von rachegefühlen, entfällt ihnen selbst der 
politische zweck für ihren machtanspruch und bestimmt sie 
die obsession, in der vernichtung des anderen zu sich selbst zu 
kommen. im terror als selbstzweck, der immer irrationaler 
werden muß, verkünden sie nur ihren eigenen sozialen tod als 
ziel. das leben bleibt stärker. auch dafür steht bernd, der seine 
grenze ihnen gegenüber gewahrt hat, und das ist es ja, was sie 
irre macht: daß einer, der trotz dieser tiefen erschöpfung, in 
welche sie ihn hineinstießen, ihnen nicht zufiel. so werden 
auch geschichtlich am ende all ihre anstrengungen gegen die 
menschen und völker vergeblich gewesen sein. 


unser prozeß hat 14 monate gedauert, mai 76 bis juli 77. die 
ietzten wochen waren von allgemeiner langeweile gekenn- 
zeichnet. wir hatten prozeßtage zum schluß, da wurde nur 
noch die eine oder andere überflüssige akte vorgelesen. es 
war für uns leicht vorhersehbar, daß der senat den prozeß auf 
einen bestimmten termin hinschleppen wollte. so war es dann 
auch: das urteil wurde am 20. juli verkündet. die staatsschutz- 
justiz, heute der macht ohne eigenkriterien genauso dienlich 
wie damals, suchte über das historische datum einen antifa- 
schistischen schmuck. am nächsten tag waren in den meisten 
zeitungen auf seite 1 bilder zum gedenktag zum 20. juli. politi- 
ker, die unter den nazis mitmarschiert waren und/oder später 
das gesellschaftliche begreifen des überspringens ihrer bür- 
gerlichen gesellschaft in das vernichtungssystem des national- 
sozialismus verhindert und bekämpft hatten, legten kränze 
nieder, mit hand und mund. darunter stand das urteil gegen 
uns, gegen unseren versuch, über zwei dutzend gefangene zu 
befreien, die von diesem staatsapparat gesellschaftlich ausge- 
merzt werden sollten, die nicht zuletzt auch wegen der sich 
überall fortsetzenden vergangenheit im gesellschaftlichen wie 
im staatlichen der brd aufgebrochen waren. der vereinnah- 
mungsversuch des 20. juli für ihre unterdrückung. die drama- 
turgie ist immer so billig wie die gesinnung. wir konnten dar- 
über nur lachen. 


die nazi-justiz, die vormals bürgerliche, hat sich nach ihrem 
blutrausch im 1000jährig erwartetem reich vollständig wieder 
zur bürgerlichen erklärt. als solche hat sie dann die überleben- 
den kommunisten verfolgt (kannte sie noch gut von vorher), 
die moralische und materielle wiedergutmachung der meisten 
opfer der nazi-gesellschaft verhindert, die 68er bekämpft und 
mit besonderer wut die raf, überhaupt alle, die zu diesem sy- 
stem mit keller voiler leichen und seiner identifikation mit 
dem us-imperialismus und seinen weltweiten verbrechen, den 
bruch gesucht haben. 
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wo sie nicht direkt durch militärs und gestapo ermordet wor- 
den waren, hatte die nazi-justiz die 20. juli-angehörigen im 
rechtskostüm hingerichtet. sich die moral ihrer opfer anzueig- 
nen und gleichzeitig isolationstrakte zu betreiben und stamm- 
heim zu inszenieren, gab die besondere moral der jetzigen ju- 
stiz wieder, die aus der alten bruchlos hervorgegangen war. 


jahre später, als wir inzwischen 15 jahre im knast waren, 15 
jahre um unser leben gekämpft hatten, hat sie widerwillig ge- 
setzlich vorgeschriebene haftfortdauerüberprüfungen ange- 
setzt. 


im märz 1990 fragte dann der gleiche senat, der sich im urteil 
zur antıfaschistischen position des 20. juli bekannte, bernd im 
anhörungsverfahren: 


„könnten sie sich eine situation vorstellen, bei der sie er- 
neut einen bewaffneten kampf gegen das herrschende sy- 
stem aufnehmen könnten?“ 


bernds © _ 
könnte na mir einen bewaffneten widerstand vorstellen. de- 
mokratie mit kürzerer distanz von wahlen wäre segenbrin- 
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Rössner, Günther Sonnenberg, Isabei Jacob, Ali Jansen u.a. müssen sofort raus, weil 
sie haftunfahig sind! 

Für das Leben und die Freiheit der politischen Gefangenen — 
und als ersten Schritt ~ Zusammenlegung der Gefangenen aus 
$ RAF und Widerstand und aller dafür kämpfenden Gefangenen f 
a Schluß mit den menschenverachtenden Zuständer und Psychopharmaka- 
: folter im Straubinger Knast — Sefortige Schließung von Haus III! 


t, „bei einer machtübernahme des faschismus 





gend‘, hat nur die rachsucht wieder angestachelt, die sie hin- 


ter ihren schreibtischen quält. die begründung, mit der sie die 


haftentlassung ablehnten: 


„‚der verurteilte hat aber andererseits bei seiner anhörung 
durch den senat nach anfänglicher zurückhaltung deutlich 
gemacht, daß er sich nach wie vor der „raf“ zurechnet und 


sich unter bestimmmten, seiner einschätzung unterliegen- - 


den, bedingungen auch vorstellen kann, sich in bewaffne- 
tem widerstand in der bundesrepublik deutschland zu be- 
tätigen.“ 


daß sie ihr eigenes anhörungsprotokoll umfälschen und aus 
dem konjunktivsatz „bei einer machtübernahme des faschis- 
mus“ ein „in der bundesrepublik deutschland‘ drehen, war 
nur die fortsetzung der bei ihnen inzwischen zur gewohnheit 
gewordenen freihändigen beweisführung. 


unsere erste reaktion war: „sie haben recht!“ sie säßen beim 
nächsten mal auch wieder dort, wo sie vorher schon mal sa- 
Ben, und von daher ist es selbstschutz, daß sie den bewaffne- 
ten kampf auch gegen den faschismus (übrigens von ihrem 
eigenen grundgesetz gedeckt!) prophylaktisch kriminalisie- 
ren. 


mehr aber kam ihre blindwut aus der erkenntnis, trotz ihres 
haftterrors nicht zum ziel gekommen zu sein, zur unterwer- 
fung und zur selbstdenunziation, zur devoten lobeshymne auf 
ihre macht. 


bernd hatte deutlich seine situation beschrieben: 
„ich fühle mich labil. eine erholung wäre für mich wich- 
tig. ich müßte meine körperliche situation stabilisieren. 
dazu ist hier nicht viel gelegenheit. ich fühle mich krank. 
meine augen und meine atmungsorgane sind kaputt. ir- 
gendwo ist der ganze organismus kaputt.“ 


und gesagt: 


„ich könnte nicht mehr bewaffnet kämpfen. die priorität 
ist politik und nicht die pistole. das war schon meine auf- 
fassung vor stockholm.“ 


und weiter: 


„es tut mir leid, daß damals zwei menschen umgekommen 
sind. ich würdige die toten der gegenseite, so wie ich die 
toten auf unserer seite würdigen möchte.“ 


über die isolation wissen wir viel zu sagen. sie war die meiste 
zeit der haft unser sprach- und wesenloses gegenüber. früher 
war folter gewalttätig, heute ist sie der hergestellte kaltzu- 
stand gegen das leben, das soziale und sinnliche vakuum, der 
versuch, baulich ein nichts herzustellen, das leben aussaugt 
wie eine pumpe den brunnen. den mensch versiegeln, seine 
sinne töten, die lebenswelt entleeren, zuerst die äußere, um 
über sie an die innere heranzukommen, eine hölle aus einsam- 
keit schaffen, sprache sinnlos machen, denken zur qual. den 
mensch einer unendlichen erschöpfung auszusetzen — das ist 
nicht nur ihre folge, das war bewußte und geplante absicht. 


keiner von uns hat sie leicht durchgestanden. keiner ohne nar- 
ben. oft haben wir nicht gewußt, wie, und dann blieb uns doch 
nichts anderes übrig, als uns unsere situation anzueignen, ge- 
gen sie zu kämpfen, sie aber trotzdem anzunehmen, sie leben 
zu lernen, unsere erwartungen zu ändern und neue kriterien 
zu entwickeln für das, was uns im leben wirklich wichtig ist: 
die mauern zu anderen zu überwinden und daß es für deine 
selbstsetzung keinen ersatz gibt. dieses ziel und diese erkennt- 
nis, auf die jeder von uns immer wieder stieß, ist ein gewinn. 
gewonnen haben wir auch was. das hebt die last nicht auf, 
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aber sie zerbricht dich nicht. niemand hat das recht, einen an- 
deren innerlich zu zerbrechen und nach seinem interesse neu 
zu konstruieren. _ Ki 


bernd gehört zu denen von uns, die am längsten isoliert und 
alleine waren, die mit unendlicher ausdauer für das leben des 
menschen von sich aus, für seines und das seiner genossInnen 
gekämpft haben, darum, der herrschaft über den menschen 
eine grenze zu setzen. sie haben ihm nicht nur den angriff 
nicht verziehen, für den wir alle stehen; sie haben ihm auch 
nicht verziehen, daß er wie wir auch in haft noch eine grenze 
für sie markiert, daß er trotzt dieser 15 jahre und unter diesen 
bedingungen sich selbst gehalten hat. die 2-jahres-sperrfrist, 
die gesetzlich höchstmögliche, die sie ihm daraufhin reinge- 
drückt haben, spricht nur von der bodenlosen wut auf den im 
kern vor sich freigebliebenen menschen. er ist mit ihrem sy- 
stem unvereinbar. dessen ernutzungsprinzip von leben hat die 
freie und volle verfügbarkeit über den menschen zur bedin- 
gung. nie wird es eine befreiung geben, wenn die selbstverfü- 
gung über das leben im konkreten wie im gesellschaftlichen 
sich nicht zurückerobert wird. heiden brauchen wir keine, 
aber reale menschen, die immer wieder neu zu sich zurückfin- 
den, damit zur grundlage, sich im anderen wiederzuerkennen 
und die für den kampf des menschen um seine eigengeltung im 
konkreten wie auch im allgemeinen gesellschaftlichen aufbre- 
chen. bernd hat einen unendlich langen kampf hinter sich. die 
tiefe erschöpfung der lebenskraft, die wir alle mehr oder we- 
niger kennengelernt haben, die dieser kampf ihm abverlang- 
te, denunziert nur die macht als völlig hemmungslos und ohne 
jeden eigenen inneren wert. sie hat nicht einmal das morali- 
sche niveau einer militärjunta wie in el salvador, unter deren 
herrschaft schwerkranke gefangene ausreisen konnten. hier 
eskaliert machtanwendung aus sich heraus schnell ins gren- 
zenlose, und damit gehört sie zu den schäbigsten auf dieser 
welt. ein bürgertum, dem nie eine konkrete soziale konstituie- 
rung gelang und nur deren abstrakte und verdinglichte form 
lebt. aber auch viele draußen sollten nicht ohne scham sein — 
und sei es nur über ihre eigene schwäche, die von der fremd- 
heit sich selbst gegenüber spricht. die grenze des widerstands 
ist unsere eigene entfremdung. erst wenn wir unsere demüti- 
gung in der des anderen erkennen, haben wir ein bewußtsein 
über die verhältnisse und eine ahnung über ihre aufhebung 
gewonnen. 


bernd hätte schon längst draußen sein müssen, er wie die an- 
deren haftunfähigen auch. das ist für unseren freund und ge- 
nossen jetzt endlich auch zu erkämpfen. 

4.3.92 

karl-heinz dellwo 


OLG ignoriert Vertrauenssachverständigen 
für Günter Sonnenberg 


Für das gerichtliche Anhörungsverfahren bei der 15-Jahres- 
Entlassung ist die Anhörung eines Sachverständigen gesetz- 
lich vorgeschrieben. Die Verteidigung von Günter hatte einen 
Vertrauenssachverständigen (Dr. Binswanger) vorgeschla- 
gen sowie die Benennung eines weiteren Sachverständigen 
angekündigt. Mit Verfügung vom 12.3.92 hat das zuständige 
OLG Stuttgart unter dem Vorsitz von Dr.Breucker zwei 
Sachverständige, ohne Anhörung der Verteidigung, bestellt: 
den leitenden Regierungsmedizinaldirektor a.D. Rudolf En- 
gell und Prof. Dr. Dr. Paul Bresser. Günter hat beide Sachver- 
ständige wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt. Es 
handelt sich bei beiden Gutachtern um exponierte Vertreter 
reaktionärer Kriminalpsychiatrie. | 

Der Gutachter Engell war lange Zeit ärztlicher Direktor des 
Vollzugskrankenhauses Hohenasperg und als solcher daran 
beteiligt, Günter im Hungerstreik 84/85 auf die psychiatri- 
sche Abteilung zu verlegen. Auch nach Abbruch des Streiks 
wurde Günter dort noch zwei Wochen festgehalten. 


...Der Gutachter Bresser geht von der ‚wissenschaftlichen‘“ 
Grundannahme aus, daß nur der Gefangene eine positive 
Prognose hat, der die Gefangenschaft als Sühne akzeptiert, 
der das Gefangenendasein schätzt, die Freiheit nicht mal 
mehr begehrt und den Knast als Chance der Läuterung an- 
nimmt. Wer sich gegen die Haftbedingungen auflehnt und 
damit, so Bresser, seinen antisozialen Verhaltensstil zeigt, 
kann nicht entlassen werden. 

Im Befangenheitsantrag wurde diese Sichtweise des Gut- 
achters umfassend anhand seiner Veröffentlichungen aufge- 
zeigt. Günter hat seit seiner Inhaftierung zusammen mit ande- 
ren immer gegen die Haftbedingungen und für seine Freilas- 
sung gekämpft. Allein das schließt nach Bresser eine positive 
Prognose aus. 

Beide Gutachter erklärten sich für nicht befangen — und 
der Senat lehnte den Befangenheitsantrag ab. Zu dem von der 
Verteidigung bisher benannten Gutachter, von dem Günter 
sich untersuchen lassen will, bis heute kein Wort. Ohne Mit- 
wirkung an der Begutachtung endet das Anhörungsverfahren 
mit dem Beschluß, daß Günter nicht entlassen wird. (d. Red.) 


PDS/Linke Liste zur Freilassung 


Zur Debatte um eine vorzeitige Haftentlassung der Gefange- 
nen aus der RAF erklärt die innenpolitische Sprecherin der 
Abgeordnetengruppe der PDS/LL, Ulla Jelpke: 

Nach den ungeklärten Todesursachen der Gefangenen aus der 
RAF in Stammheim, nach Behinderung und Kriminalisierung 


der Verteidiger, nach Trennscheiben, Hochsicherheitstrak- _ 


ten, Isolationshaft, nach dem „Celler Loch‘, nach gesteuer- 
ten Offentlichkeitskampagnen usw. usw., klingt es nicht nur 
höhnisch, wenn die Koalitionsparteien von einer Gleichbe- 
handlung der RAF-Gefangenen mit anderen Gefangenen 
sprechen. Bisher wurde die von Menschenrechtsorganisatio- 
nen ausgesprochene Kritik an den Haftbedingungen der mE 
Gefangenen immer zurückgewiesen. | 

Die Tatsache, daß die gegenwärtige Versöhnungsgeste im 
Rahmen der „Koordinierungsgruppe Terrorismus“ (KGT) 
entwickelt worden ist, zeigt eher politische Taktiererei als 
eine ernsthafte Wende im Umgang mit den Gefangenen aus 
der RAF. 

Dafür spricht auch, daß eine vorzeitige Haftentlassung nur 
bei den Gefangenen erwogen wurde, die bei ihrer Festnahme 
schon haftunfähig waren oder deren Gesundheit durch die 
Isolationshaft zerstört worden ist, wie Bundesjustizminister 
Kinkel im Innenausschuß einräumen mußte. 

Jede Chance, die zu einer Haftentlassung führen kann, muß 
dennoch und gerade deshalb genutzt werden. 

9.1.92 


Neben der Stellungnahme von Ulla Jelpke wollen wir an die- 
ser Stelle noch weitere Stimmen zu Wort kommen lassen, an 
denen zu erkennen ist, daß innerhalb der PDS eine lebhafte 
Debatte zur Situation der politischen Gefangenen im Gange 
ist. Aus Berlin bekamen wir „Die rote Luzi‘‘, die Mitglieder- 
zeitung der PDS für die Westberliner Bezirke. In ihrer dritten 
Nummer haben sie unsere Adressenliste der politischen Ge- 
Jangenen veröffentlicht. In einem Vorwort dazu sagen sie: 
„Auf der 2. Tagung des 3. Landesparteitages wurde aus hu- 
manitären Gründen die Freilassung des schwer kranken 
Bernd Rößner gefordert. ‚Die rote Luzi‘ unterstützt diesen 
Beschluß — aber nicht aus humanitären, sondern aus politi- 
schen Gründen! Gefangene des Widerstands sind politische 
Gefangene und als solche zu behandeln, das gilt nicht für den 
einzelnen, sondern generell für alle. Nicht die Freiheit aus 
humanitären Gründen, sondern eine generelle AMNESTIE 
aller politischen Gefangenen der BRD hätte die PDS fordern 
müssen, will sie Zeichen setzen. Um die Diskussion über die 
politischen Gefangenen und staatliche Repressionen weiter in 
Gang zu halten, veröffentlicht ‚Die rote Luzi“ in dieser Aus- 
gabe eine Liste des Angehörigen Infos 86 und ein Flugblatt 


der Roten Hilfe Berlin sowie einen Unterstützungsaufruf der 
BO Kreuzberg.‘ Daß sie betonen, nicht aus humanitären, 
sondern aus politi schen Gründen die Freilassung von Bernd 
zu unterstützen, geht darauf zurück, daß es andere aus den 
Reihen der Partei in der Debatte auf dem Landesparteitag für 
nötig hielten, sich von der politischen Identität der Gefange- 
nen bzw. der RAF scharf abzugrenzen. So schrieb Andre Brie, 
stellvertretender Bundesvorsiizender und Berliner Landes- 
vorsitzender, in der Berliner Linken (AL-Zeitung):: „,... Mei- 
ne Unterschrift stellt, wie ich es auf dem Landesparteitag der 
PDS betont habe, keinerlei Sympathie-Erklärung für die RAF 
dar, sondern gilt ausschließlich einem, meiner Meinung nach, 
selbstverständlichen humanistischen Anliegen, einen durch 
die lange Einzelhaft gesundheitlich akut geschwächten Men- 
schen endlich und ohne Bedingungen zu entlassen ... unab- 
hängig von einer zutiefst ablehnenden Haltung der PDS und 
ihrer Mitglieder gegenüber jeglichen Formen von Terroris- 
mus ...“ Und in der Erklärung der PDS Kreuzberg heißt es 
dazu: Das ist auch unsere Meinung. Gerade deshalb sam- 
meln wir Unterschriften für die Freilassung Bernd Rößners 
aus der terrorisüschen Staatsschutzhaft . . “‘ (d. Red.) 


Brief von Christa Klar, _ 
der mit geringfügigen Änderungen auch an 
Amnesiy International geschickt wurde 


24.3.92 
Betr.: Haftbedingungen der politischen Gefangenen in der 


BRD 


Mein Sohn Christian Klar ist seit über 2 Jahren in der JVA 
Bruchsal und insgesamt bereits seit fast 10 Jahren im Ge- 
fängnis. Er ist zu lebenslanger Haftstrafe verurteilt. 

Mein Sohn darf 2 Stunden monatlich Besuch bekommen, 
meine Besuche eingeschlossen. Körperliche Durchsuchung 
findet beimir vor dem Besuch statt, beimeinem Sohn vor und 
nach dem Besuch. 

Seit fast 10 Jahren finden meine Besuche nur im Beisein 
eines Beamten der JVA und zusätzlich eines Beamten des 
LKA statt. Der Beamte des LKA schreibt fast ständig unser 
Gespräch mit. 


Ich wende mich u.a. an Sie, weil ich endlich erreichen will, 
daß meine Besuche ohne Überwachung stattfinden. 


Vor einigen Wochen hat die Bundesvereinigung der Anstalts- 
leiter im Strafvollzug e.V. durch ihren Vorstandsvorsitzen- 
den, den Anstaltsleiter der JVA Bruchsal, Herrn Preusker, in 
einer Pressemitteilung erklärt, daß ein illegaler Nachrich- 
tenaustausch von Gefangenen nach draußen ‚objektiv weder 
bewiesen noch sehr wahrscheinlich ist“. 

Ich nehme diese Aussage zum Anlaß, erneut auf meine Be- 
dingungen beim Besuch meines Sohnes hinzuweisen, weil das 
genau die Begründung für die Überwachung ist: Es solle 
verhindert werden, daß es zwischen mir und meinem Sohn zu 
unerlaubtem Nachrichtenaustausch komme. Konkret hat es 
aber noch nie eine Beanstandung oder irgendeinen Vorfall bei 
meinen Besuchen gegeben, auch gibt es keinen Vermerk zu 
irgendetwas in den Anstaltsakten. Trotzdem habe ich bis heu- 
te diese Besuchsüberwachung. Bei keiner anderen Angehö- 
rigen der politischen Gefangenen findet noch eine derartige 
Überwachung statt. 


Jeder Gefangene hat ein Recht auf menschenwürdige Be- 
handlung. Dieses Recht ist in Art. 10 des UN-Pakts über bür- 
gerliche und politische Rechte verankert, zu dessen Einhal- 
tung die Bundesrepublik Deutschland völkerrechtlich ver- 
pflichtet ist. Zu einer menschenwürdigen Behandlung gehört 
die Möglichkeit, Besuche unter menschenwürdigen. Bedin- 
gungen zu empfangen. Der UNO-Menschenrechtsausschuß, 
der dafür zuständig ist, die Einhaltung des genannten Paktes 
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zů überwachen, und der aus 18 internationalen Menschen- 
rechtsexperten besteht, führt in einer Empfehlung zu Art: 10 
UN-Pakt aus, ‚die Erlaubnis zu Besuchen, insbesondere von 
Familienangehörigen, ist eine Maßnahme, die aus Gründen 
der Menschlichkeit erforderlich ist‘“. 


Jeder Gefangene hat ein Recht auf Kommunikation mit ande- 
ren Gefangenen und mit Besuchern. Zum Wesen der Kommu- 
nikation gehört es, daß die beteiligten Menschen darüber ent- 
scheiden können, wem sie sich mitteilen wollen und wer bei 
ihrem Gespräch anwesend ist, wer nicht. Es muß auch im 
Gefängnis einen Raum geben, der frei ist von staatlicher Kon- 
trolle. Andernfalls werden die Möglichkeiten der Kommuni- 
kation erheblich eingeschränkt. Wirkliche Kommunikation, 
die in einer relativ entspannten, vertrauensvollen Atmosphäre 
stattfindet, ist unter den hier kritisierten Bedingungen nicht 
möglich. 

Die Anwesenheit von Beamten läuft darauf hinaus, zwar 
eine gewisse Kommunikation zu ermöglichen, zugleich je- 
doch wieder einzuschränken. Das Recht auf Kommunikation 
wird nur der Form nach anerkannt, in Wirklichkeit jedoch 
ausgehöhlt. Mit anderen Worten: Die Isolation, der alle poli- 
tischen Gefangenen in der BRD unterworfen sind, wird nur 
zum Teil bei Besuchen aufgehoben, durch die Anwesenheit 
von Beamten aber auch bei Besuchen in verschleierter Form 
fortgesetzt. Dies ist auch deshalb zu betonen, weil die Bun- 
desregierung und die Staatsschutzbehörden der BRD auf den 
Vorwurf der Isolation in der Regel damit antworten, daß sie 
die Besuche durch Angehörige und Freunde anführen. 

Die bei den Besuchen anwesenden LKA-Beamten machen 
sich Notizen vom Verlauf der Gespräche und geben diese 
Aufzeichnungen weiter, z.B. auch an die Verfassungsschutz- 
ämter. Die Staatsschutzbehörden wollen sich ein möglichst 
vollständiges Bild von den Gefangenen verschaffen, z.B. von 
ihren politischen Auffassungen sowie ihrer gesundheitlichen 
und seelischen Verfassung. Dies ist menschenunwürdig: 
Kein Mensch darf zum Objekt einer umfassenden staatlichen 
Kontrolle gemacht werden. 


Der UN-Menschenrechtsausschuß hat sich in einer Vielzahl 
von Entscheidungen mit Haftbedingungen befaßt und dabei 
Standards entwickelt, die eingehalten werden müssen, wenn 
von menschenwürdigen Haftbedingungen gesprochen wer- 
den soll. Es handelt sich dabei um Entscheidungen zu Be- 
schwerden von Einzelpersonen, die hauptsächlich in Gefäng- 
nissen Uruguays inhaftiert waren. In diesen Entscheidungen 
sind auch die Besuchsbedingungen von Bedeutung: 

— In einer Beschwerde (der Mutter der Gefangenen Teresa 
Gomez de Voituret vom 17.8. 1981) heißt es z.B.: Die Mut- 
ter konnte ihre Tochter besuchen, jedoch fanden die Besuche 
nur in Gegenwart von drei Wachen statt, die jedes Wort des 
Gesprächs zwischen Mutter und Tochter mithörten. Diese Art 
von Besuchen fand alle zwei Wochen statt. 

— In einem zweiten Fall (es handelte sich um die Beschwerde 
des Gefangenen Miguel Estrella vom 17.7.1980) heißt es: 
Die Besuche fanden zweimal monatlich statt, sie dauerten 
jeweils 45 Minuten. Während des Besuchs befanden sich der 
Gefangene und der Besucher in verschiedenen Räumen und 
konnten nur durch ein Fenster miteinander reden. Alle Ge- 
spräche wurden auf Tonband aufgenommen. 


Der Menschenrechtsausschuß entschied in diesen Fällen, daß 
die Haftbedingungen insgesamt mit Art.10 UN-Pakt nicht 
vereinbar waren. Er stützte sich dabei auch auf die darge- 
stellten Besuchsbedingungen. Wenn diese Bedingungen auch 
nicht in allen Einzelheiten mit denen in Bruchsal übereinstim- 
men, so gleichen sie sich doch im wesentlichen: nämlich dar- 
in, daß es wirkliche Kommunikation verhindert und daß eine 
umfassende Kontrolle des Gesprächs vorgenommen wird. 


Anders als Gefangene in Uruguay können Gefangene in der 
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BRD sich als Einzelpersonen nicht an den Menschenrechts- 
ausschuß wenden, um eine Entscheidung über ihre Haftsitua- 
tion herbeizuführen. Die BRD hat zwar den UN-Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte ratifiziert, jedoch ist eine 
sog. Individualbeschwerde nur zulässig, wenn eine weitere 
Voraussetzung erfüllt ist: Der betreffende Staat muß das sog. 
Fakultativprotokoll zum Pakt ratifiziert haben. Dies ist ein 
zweiter, zum UN-Pakt hinzutretender Vertrag, der das Indi- 
vidualbeschwerdeverfahren regelt. Die BRD hat das Fakulta- 
tıvprotokoll bisher nicht ratifiziert, obwohl sie vom Men- 
schenrechtsausschuß, aber auch von AI (Amnesty Interna- 
tional) und von der evangelischen Kirche mehrfach dazu 
aufgefordert wurde. Der Grund kann nur darin gesehen wer- 
den, daß die Bundesregierung fürchtet, vom Menschenrechts- 
ausschuß wegen der Haftbedingungen verurteilt zu werden; 
dies um so mehr, als der Menschenrechtsausschuß die BRD 
deswegen bereits mehrfach kritisiert hat (1978, 1986 und 
1990), nämlich im sog. Staatenberichtsverfahren, dem die 
BRD unmittelbar aufgrund des Paktes unterworfen ist, und in 
dem es allerdings nur pauschal um die Entwicklung der Men- 
schenrechte in der BRD geht: Einzelfälle können in diesem 
Verfahren nicht behandelt werden. 


Aus diesem Grund wende ich mich auch an Al und an die Öf- 
fentlichkeit, um zu erreichen, daß meine Besuche unter men- 
schenwürdigen Bedingungen stattfinden können und die 
Überwachung aufgehoben wird. 


Thomas Thoene ist frei! 

Am 18.3. hat das OLG Düsseldorf beschlossen, daß 
Thomas Thoene auf 2/3 entlassen werden soll: am 
1. April kam er dann raus. Wir freuen uns! Bei Norbert 
Hofmeier und Bärbel Perau dagegen hat das OLG ne- 
gativ entschieden, ihre Anträge auf 2/3-Entlassung wur- 
den abgelehnt. Frühestens nach sechs Monaten könn- 
ten sie einen neuen Antrag stellen. 

Vorausgegangen ist den Anträgen eine Anhörung. 
Wir veröffentlichen hier einen Bericht von Bärbel, wie 
bei ihr diese Anhörung abgelaufen ist. Die ihr gestellten 
Fragen waren dieselben wie bei Norbert und Thomas. 
Norbert hat selbst auch einen längeren Bericht darüber 
geschrieben, der bereits in der taz vom 26.3.92 abge- 
druckt wurde. 


Bericht von Bärbel Perau zur 2/3-Anhörung 


am 10.2.92 war die anhörung. 

bei allen nach 129a verurteilten macht so eine anhörung 
derselbe senat (staatsschutzsenat düsseldorf bei uns), der 
einen auch verknackt haben. 

das ganze fand hier im knast statt, in einer art ‚‚konferenz- 
raum“. 

den hatten sie wie einen gerichtssaal im kleinen aufgebaut. 

vorne die drei richter, zu ihrer seite eine gerichtsfrau zum 
protokollieren. in gebührendem abstand ein tisch, an dem 
mein rechtsanwalt saß. daneben war der mir zugedachte 
platz. 


wie ich den raum betreten habe, war es mir schon klar, wie es 
ablaufen würde. die stimmung empfand ich als hochexplosiv. 
und so hab ich dann „platz genommen“. 


die anhörung war sozusagen der höhepunkt von einem hin und 
her, das sich seit november 91 hinzog. 

zu der zeit waren wir noch in untersuchungshaft. am 
13. 12.91 war der reguläre 2/3-termin. unsere anwälte haben 
einen antrag auf „‚aufhebung des haftbefehls‘‘ gestellt, wegen 
„unverhältnismäßigkeit‘‘, in den anträgen haben wir adres- 
sen genannt, wo wir bei einem möglichen rauskommen woh- 
nen wollten. freunde hatten sich um einen möglichen job ge- 


kümmert. | 
wie sonst bei jedem antrag auch üblich, nehmen der knast 

und die bundesanwaltschaft stellung. 

bei thomas und norbert hat der knast bochum seine übliche 
hetzkanonade losgelassen, bei mir hat der knast eine positive 
stellungnahme abgegeben. sie loben mich sozusagen über alle 
maßen. „nur“ daß ich die möglichkeit, mit luiti (Luitgard 
Hornstein) zu reden, intensiv ausnutze, würde zeigen, daß ich 
weiterhin für die ziele und inhalte der rafeintrete. 

zusammenfassend denken sie aber: „eine entlassung in die 
freiheit kann erprobt werden.“ 

diese stellungnahme hat die bundesanwaltschaft als grund 
genommen, um ebenfalls (anders wie bei thomas und norbert) 
ihr jawort zu geben. 

normalerweise hätten sie mich jetzt sofort rauslassen kön- 
nen. es ging noch nicht um eine 2/3-entscheidung, keine an- 
hörung war nötig. wir mußten was zu ihrem 08/15-argument 
der fluchtgefahr sagen. eben einen festen wohnsitz, eine ar- 
beitinaussicht.... 

ich stand schon mit einem bein draußen (!?!?!7). 

ein paar tage vor weihnachten — viel länger hätte das olg 
seine entscheidung nicht mehr hinauszögern können —, wa- 
ren wir in strafhaft. das urteil gegen uns war rechtskräftig. so 
hatte sich das alles mal erledigt. 

der ganze zirkus ging von vorne los. jetzt hieß der antrag 
nicht mehr „aufhebung des haftbefehls‘‘, sondern antrag auf 
2/3-entlassung. 

wıeder konnte der knast, wieder die bundesanwaltschaft 
ihre stellungnahme loslassen. 

der knast sagte zu meiner person genau dasselbe wie in ihrer 
ersten stellungnahme. nur kamen sie zu einem anderen 
schluß. jetzt hieß es: eine entlassung in die freiheit kann aus 
ihrer sicht nicht vertreten werden, weil ich weiter für die ziele 
und inhalte der raf eintrete. das war nach dem 1. januar. die 
kinkel-initiative-diskussion hatte angefangen, und da muß 
auch der knasf essen seine politische auffassung zum besten 
geben. 


die bundesanwaltschaft sagt trotzdem weiter ja, die anhörung 
wird auf den 10.2. festgesetzt. 


129a, die eingerichteten staatsschutzsenate ... das alles 
heißt: festgezogen und geschnürt bis oben hin. das bedeutet 
eine totalität, die man kaum beschreiben kann. die gefangenen 
aus der raf, die zum teil schon mehr als 15 jahre sitzen, die 
haftunfähigen gefangenen, die isolationshaft — die weiße fol- 
ter. das geht „runter“ bis zu menschen aus dem widerstand. 8 


jahre, 9 jahre, 10 jahre mit nichts in der hand, 7 jahre für sach- 


beschädigung. 


daß die bundesanwaltschaft mich „‚gehen‘“ lassen würde, bei 
mir nicht mit der üblichen hetzkanonade kommt, mag in mei- 
ner person liegen, es mag am knast liegen. (für essen sind wir, 
die „politischen‘‘, ziemlich neu. der knast ist noch nicht so 
durchstrukturiert wie andere.) 

ihre argumentation baut auf „verhalten“ auf. 

es ist ein potentielles individualisierungs-spaltungs-argu- 
ment. 

es ist müßig, sich an ihnen abzuarbeiten. was sie wollen / 


denken usw., interessiert nicht. — einerseits. andererseits 
bewegen wir uns nicht in einem lufleeren raum. 
sie gehören auch dazu. 


zu der anhörung hingegangen bin ich, weil es eine reale chan- 
ce gab, rauszukommen. 

und, weilich sehen wollte, ob es was neues gibt. 

was neues hieße: daß sie nicht mit dem dumpf-stumpfen ab- 
schwörungsritual kommen. 

dieses terrain hier ist wirklich zutiefst ekelhaft. entweder 
ich rotze ihnen nur noch klumpen hin, oder ich versuche mei- 
ne ganze würde ihnen entgegenzustellen. letzteres habe ich 


gemacht. 

ich hatte keine erklärung vorbereitet. sie kamen dann direkt 
mit ihren fragen. 
— wie stehen sie zu dem am 11. 8. 86 begangenen sprengstoff- 
anschlag auf einrichtungen des bundesgrenzschutzes in swist- 
tal-heimerzheim? 

meine antwort sinngemäß: ich habe schon in prozeßerklä- 
tungen gesagt, daß ich an dem anschlag nicht beteiligt war. 
ich war auch nicht in der raf organisiert. 


— billigen sie jene tat? 

meine antwort: ja. damals war eine bestimmte zeit in der 
politischen bewegung und unseren auseinandersetzungen, 
und von daher billige ich sie. 


— haben sie in den letzten fünf jahren an hungerstreiks teilge- 
nommen’? bejahendenfalls, warum? 

meine antwort: ja, 1989. es ging um die zusammenlegung 
der politischen gefangenen, die ich will. ich war in isolations- 
haft (anmerk : umschluß mit anderen gefangenen kann ich erst 
seit februar machen), das heißt 23 stunden zelle, dagegen war 
der streik. außerdem schließen sich menschen immer mit de- 
nen zusammen, mit denen einen was verbindet. das gemein- 
sam verbindende für uns ist die politik. 


frage: treten sie für eine zusammenlegung der gefangenen aus 
raf und widerstand ein? weshalb reicht ihnen insoweit nicht 
die zusammenlegung mit anderen gefangenen ? 

die frage habe ich bereits beantwortet. 


frage: welche einstellung haben sie zur gesellschaftlichen und 
staatlichen ordnung in der bundesrepublik deutschland ? wel- 
chen bezug zur demokratie haben sie? 

antwort: das ganze kommt mir vor wie eine gesinnungsprü- 
fung, wie bei einer kriegsdienstverweigerung. ich find das 
MOUNA mer en ee NSE aS 


frage: erstreben sie eine änderung der bestehenden verhält- 

nisse in der bundesrepublik deutschland ? 

mit welchen mitteln, auch durch bewaffneten kampf? 

billigen sie mord- und sprengstoffanschläge als kampfmittel ? 
antwort: ich sag dazu nichts mehr. wir können jetzt damit 

aufhören. 


frage: treten sie für eine fortsetzung des revolutionären 
kampfes der rafund/ oder widerstands ein? 
wie stehen sie zu den anschlägen auf herrhausen und rohwed- 
der? 

antwort: keine. 


frage: wie ist ihre haltung zur raf und/oder zum widerstand, 
insbesondere aus heutiger sicht? 
antwort: keine. 


frage: welche einstellung haben sie zu der untergrunddruck- 
schrift „zusammen kämpfen“ ? 
antwort: keine. 


dann ging es um meine „lebensplanung‘“ nach einer haftent- 
lassung. welche sozialen kontakte zu personen in freiheit be- 
stehen. 


ich habe gesagt, wo ich wohnen wollte, wie bereits in dem an- 
trag geschrieben wurde, und wie es mit meinem sohn aus- 
schaut. | 

10. 3.92 


Presseerklärung zur Verlegung in Celle von 
Kari-Heinz Deilwo, Knut Folkerts und Lutz Taufer 


| 26.3.92 
Als Verteidiger der in der JVA Celle I inhaftierten politischen 
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Gefangenen Karl-Heinz Deilwo, Knut Folkerts und Lutz Tau- 
fer erklären wir zum Vorgang der Verlegung unserer Man- 
danten aus dem HS-Trakt in den sog. Normalvollzug am 
18.. 1992 : 

Völlig überrraschend und überfallartig wurden unsere 
Mandanten am 18. 3.92 aus ihren Zellen im HS-Trakt gewalt- 
sam in den Zellengang über dem HS-Trakt verbracht. Hierge- 
gen haben sie passiven Widerstand geleistet. Unsere Mandan- 
ten hatten keinerlei Interesse an dieser Konfrontation, die 
ihnen durch das Vorgehen der Justizverwaltung aufgezwun- 
gen wurde. Sie lehnen die Verantwortung dafür ab. 

Entgegen der Presseverlautbarung des Justizministeriums 
wurden sie. nicht „in mehreren Gesprächen“ auf die Verle- 
gung „vorbereitet“ Über Zeitpunkt der Verlegung, zukünf- 
tige Station und zukünftige Haftbedingungen wurde weder 
mit ihnen noch mit ihren Anwälten konkret gesprochen. Sei- 
tens des Justizminisieriums war nur — und dies im Januar 
1992 — erklärt worden, die drei Gefangenen sollten dieselben 
Bedingungen behalten, und gewaltsam werde die Verlegung 
nicht durchgesetzt. Unsere Mandanten selbst hatten erwartet, 
daß die Anstaltsleitung oder das Justizministerium wegen der 
Verlegung auf sie zukommen würden. 

Unsere Mandanten hatten keinerlei Interesse, im HS-Trakt 
zu bleiben. Sie haben jedoch von Beginn an darauf bestanden, 
daß die seit 1989 bestehenden Haftbedingungen, die sie sich 
in mehreren Hungerstreiks gegen die jahrelange Isolation er- 
kämpft hatten, nicht wiederum verschlechtert werden. 

Die jetzt getroffene Regelung wäre auch ohne die Konfron- 
tation möglich gewesen. 

Unsere Mandanten befürchten darüber hinaus, daß die an- 
gekündigte Neubelegung des HS-Traktes, dessen Abschaf- 
fung noch Bestandteil der nds. Koalitionsvereinbarung war, 
für andere Gefangene das Rad der Geschichte auf den Stand 
von 1978 zurückdreht: wiederum Totalisolation, wiederum 
Kameras für ständige optische Überwachung, wiederum Hof- 
gang in einem kleinen Betonkasten mit Natodraht als Überda- 
chung. Was sie selbst als unmenschlich erlebt haben, was sie 
in ihren zahlreichen Hungerstreiks schließlich 1989 erfolg- 
reich bekärnpft haben, darf nicht erneut zur Realität für Ge- 
fangene werden. 

Imübrigen steilen wir namens unserer Mandanten fest: 

Nach 17 Jahren Sonderhaft stelit sich für unsere Mandanten 
nicht mehr die Frage danach, sich im ‚‚Normalvollzug‘“ ein- 
zurichten. Die Perspektive heißt für sie umgehende Freilas- 
sung. 


RA Dieter Adler, RAin Ulrike Halm, RAin Barbara Klawitter 


Mumia Abu-Jamal: 
Demba Diop in Todesgefahr 


geschrieben am 10. Februar 1992 
Sein Name ist Demba Diop, und er ist ein Gefangener, dessen 
Haftzeit bald vorüber ist. Aber worauf sich die meisten Ge- 
fangenen freuen, erfüllt ihn mit Schrecken. 

Diop, der aus dem westafrikanischen Land Mauretanien 
stammt, hat aufgrund konstruierter Anklagen einige Jahre im 
Gefängnis von Rheinbach in Deutschland zugebracht. Er war 
der einzige Schwarze unter 500 Gefangenen. 

In den 70er Jahren war Diop ein aktiver Kader der FLAM 
(Forces de Libération Africaine de Mauritanie). Das ist der 
herrschenden Militärregierung wohlbekannt, weshalb seine 
Rückkehr in die Islamische Republik für ihn die Hinrichtung 
bedeuten kann. Diops Entlassung aus Rheinbach und seine so- 
fortige Abschiebung nach Mauretanien sind für April 1992 
angesetzt- 

Schon der Aufenthalt in einem Gefängnis des vor kurzem 
neuvereinigten Deutschland war für Diop nicht ohne Gefah- 
ren, wie die „„Behandlung‘‘ der Thrombose an einem Bein ge- 
zeigt hat. Er ist jetzt HIV-positiv, möglicherweise zurückzu- 
führen auf eine mit dem AIDS-Virus infizierte Spritze wäh- 
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rend der Behandlung der Thrombose. Zu allem Übel wird ihm 
von den Offiziellen des Knastes angemessene medizinische 
Versorgung verweigert, was sein Leiden verschlimmert und 
die Heilungschance verringert. 

Diops einzige Hoffnung ist die Gewährung von politischem 
Asyl entweder durch Frankreich oder Elfenbeinküste in 
Westafrika. Aber die Zeit verrinnt, und mit jedem Tag wird 
seine Hoffnung geringer. Wenn Mitglieder der FLAM in die 
Hände der Militärregierung geraten, unterliegen sie erwiese- 
nermaßen. einer politischen Repression, werden aus politi- 
schen Gründen inhaftiert, gefoltert, erhalten keine fairen Pro- 
zesse, und es droht ihnen der Tod. Amnesty International ver- 
öffentlichte 1989 einen Bericht, in dem Tausende solcher Fäl- 
le dokumentiert sind. Aufrufe von Alund anderen Menschen- 
rechtsorganisationen stießen aber immer auf taube Ohren. 
Die FLAM organisierten den Widerstand gegen die Verskla- 
vung und Unterdrückung der schwarzafrikanischen Minder- 
heit durch die Mehrheit der afrikanischen Berber und ernteten 
die Feindschaft der Militärregierung. Deshalb droht FLAM- 
Mitgliedern bei ihrer Rückkehr der sichere Tod. 

Was jetzt notwendig ist, ist eine sofortige Mobilisierung al- 
ler lebensbejahenden Kräfte, um Demba Diop eine faire 
Chance für ein Leben in Freiheit zu garantieren, Das ist nur 
durch die Gewährung von politischem Asyl in einem dritten 
Land möglich. 

Die Adressen des Verteidigers, der internationalen Zentra- 
le von Alund von Diop selbst findet Ihr unten. 

Sendet bitte Solidaritätsschreiben an Diop und auch an sei- 
nen Verteidiger. Fordert AI auf, seine offiziellen Kanäle für 
Diop zu nutzen. 

Demba Diop hat in Opposition zur Sklaverei gekämpft. Wir 
dürfen nicht zulassen, daß die Strafe für diesen Kampf der 
Tod ist. 


— Demba Diop, Aschenerstr. 47, 5308 Rheinbach 

— Rechtsanwalt Hans Meier, H. Brete-Str. 33, 5300 Bonn, 
Tel. : (0228) 6569 11 

— Amnesty International, International Secretariat, 1 Eastern 
St., GB-London WCIX 8DJ 


Anmerkung von Agipa Press (23.3. 92): 

Nach Auskunft des Anwalts ist Haftentlassung in ca. 3 Wo- 
chen. Es läuft ein Antrag beim Verwaltungsgericht Köln, 
Diop nicht sofort abzuschieben, sondern die Entscheidung 
über den Asylantrag und ggfs. weitere Rechtsmittel abzuwar- 
ten. Weiterhin ist ein ärztliches Attest beantragt. Der zustän- 
dige Richter ist der Vorsitzende Dicke am Verwaltungsge- 
richt Köln, Tel.: (0221) 2066-1. Anrufe einer interessierten 
Offentlichkeit, ob denn schon eine positive Entscheidung er- 
gangen ist, sind angebracht. 


Nachtrag zu Mumia Abu-Jamal: 

Die Spendenaktion hat bis März ’92 rund 45 000 DM ergeben. 
Der Beginn der Arbeit am Wiederaufnahmeantrag ist damit 
und mit den Spenden aus den USA ermöglicht worden. Ziel 
ist aber nach wie vor die Summe von 150000 Dollar zur Absi- 
cherung des angestrebten Wiederaufnahmeverfahrens. Spen- 
det also weiterhin auf das Sonderkonto „Mumia Abu-Jamal“, 
BfG Bremen, Nr. 1005877601, BLZ 290 101 11. 

Agıpa-Press, Eichenberger Str. 9 (neue Adresse), 2800 Bre- 
men 1, Tel. : (0421) 354029. 


Mumia Abu-Jamal : Von Hanover, Pennsyivania, 
bis Hoyerswerda, Sachsen 


Im Bundesstaat Pennsylvania, in dem Mumia im Knast sitzt, 
wird seit Ende der 80er Jahre in den ländlichen Gebieten wie- 
der eine Zunahme an Aktivitäten des faschistischen Ku-Klux- 
Klans und von Skinhead-Gruppen beobachtet. Im September 
1991 hatte sich der regionale Ku-Klux-Klan zusammen mit 
Skinhead-Gruppen zum Ziel gesetzt, alle schwarzen Einwoh- 


‚nerInnen der Kleinstadt Hanover zu vertreiben. Der Klan ver- 
anstaltete über einen Zeitraum von mehreren Wochen größere 
rassistische Demonstrationen in der Kleinstadt Hanover. in 
der 300 schwarze Familien und ca. 5000 Weiße leben, und 
‚organisierte dort gezielte Angriffe auf Schwarze. 


Im Sommer 1991 brach in der Kleinstadt Hanover in Zentral- 
Pennsylvania eine Welle rassistischer Gewalt aus, die die 
Menschen im gesamten Bundesstaat erschütterte. 

Schwarze PassantInnen wurden auf der Straße angegriffen, 
und schwarze EinwohnerInnen von Hanover wachten von den 
Schreien eines rassistischen Mobs auf, der ihre Vertreibung 
aus der Stadt forderte. | 

Ein schwarzer Mann, der mit einer weißen Frau verheiratet 
ist, fand bei seiner Rückkehr von der Arbeit eine tobende 
Menschenmenge vor, die sein Haus belagerte ; seine Frau und 
sein Kind waren in Angst und Tränen gehüllt. Als die Polizei 
ankam, war ihr „Rat“ schlicht: „Hau ab und verschwinde !“ 
Der Mann, der 10 Jahre in Hanover gelebt hatte, packte seine 
Sachen, verstaute seine Familie im Auto und verließ die Stadt. 

Zu einem anderen Zeitpunkt griff eine Menge von über 400 
Menschen eine winzige Gruppe von Schwarzen auf dem 
Marktplatz an. Der Angriff war scheinbar ebenfalls durch 
„schwarz-weiße Liebesbeziehungen“ ausgelöst worden. 

Es wäre einfach, diese Ereignisse als ein Spiegelbild des tief 
verwurzelten amerikanischen Rassismus zu charakterisieren. 
Einfach, aber nicht völlig zutreffend, da Berichte über Ereig- 
nisse auf der anderen Seite des Atlantiks erstaunliche Ahn- 
lichkeiten aufzeigen. 

Die kleine Stadt Hoyerswerda in der Ex-DDR ist eine alte 
Arbeiterstadt, wo die verblaßten Träume der sozialistischen 
DDR der Einverleibung in die reiche, kapitalistische BRD 
Platz gemacht haben. 

Fast 20 Jahre lang halfen ‚GastarbeiterInnen“ aus aller 
Welt — Vietnam, Angola, Rumänien, Kuba und Mosambik 
—, die ostdeutsche Wirtschaft in Gang zu halten, indem sie 
die Drecksarbeit machten, die die Deutschen nicht machen 
wollten, 

Jetzt, wo die DDR nicht mehr als eine Erinnerung ist, haben 
rassistische Neonazis und Skinheads die Heime, in denen Ar- 
beitsmigrantinnen und inzwischen auch Flüchtlinge leben, 
zum Ziel ihrer Angriffe gemacht. Diese Angriffe haben viele 
von ihnen gezwungen, in die relative Sicherheit nach Berlin 
zu fliehen. In Hoyerswerda wurden die Angriffe auf die Ar- 
beiterInnen und Flüchtlingsheime von Hunderten arbeitslo- 
ser, verzweifelter EinwohnerInnnen unterstützt, die über 
mehrere Tage die Heime belagerten und dem Werfen von 
Brandsätzen applaudierten. à 

Eine deutsche Linksradikale, Nancy, schrieb vor kurzem 
über die Lebensbedingungen von „GastarbeiterInnen‘“ in der 
Ex-DDR: „Ich habe selbst einmal vietnamesische Frauen ge- 
' sehen, die bei 40 °C in einer Ostberliner Glühbirnenfabrik 
Kabel zogen. Absolut alles — selbst die Luft — war mit einem 
Olfilm überzogen. DDR-Frauen hätten diese Arbeit niemals 
gemacht, von den Männern gar nicht zu reden ; und gleichzei- 
tig war es den Frauen aus Vietnam nicht erlaubt, schwanger 
zu werden, da sie ansonsten zurückgeschickt wurden “ 

Was die wirtschaftlich darniederliegenden Städte auf bei- 
den Seiten des Atlantiks teilen, ist Angst — die tiefsitzende 
Angst vor Armut, dem Alptraum geschmiedet aus zu Staub 
gewordenen Versprechungen des Kapitals —, während die 
Reichen reicher werden, die Armen hungern und die Mittel- 
klasse in Armut abrutscht. 

In Zeiten wie diesen werden die militant-rassistischen Hel- 
fershelfer des Kapitals aus den unterdrückten Klassen rekru- 
tiert, die die Basis für die amerikanischen Terroristen — den 
Ku-Klux-Klan — bilden, sowie für die Neonazis und Skin- 
heads in der Ex-DDR, wie in Hoyerswerda. 

In beiden Städten ermöglichte und unterstützte die Polizei 
Tassistische Angriffe, indem sie untätig zu- oder wegschaute. 

Für das Kapital sind Hanover und Hoyerswerda rückständi- 


‚ge Gebiete, die es nicht wert sind, daß dort investiert wird. 
"Arbeitsplätze sind in diesen Zwillingsstädten knapp gewor- 
‚den, weil das Industriekapital — auf der Suche nach immer 


größerem Profit — in einträglichere Gefilde geflohen ist. In 
den USA locken die Maquiladores — Gebiete südlich der 
mexikanischen Grenze: — mit billigen Arbeitskräften. Und 
obwohl ostdeutsche Arbeitskräfte gezwungen sind, für weni- 
ger Lohn zu arbeiten als westdeutsche ArbeiterInnen, durch- 
kämmt das Kapital die „Dritte Welt‘ auf der Suche nach noch 
größeren Profitraten. | De 
In der Zwischenzeit — nachdem die „Außenseiter“ und die 
Fremden gegangen sind — und der rassistische Mob sich ver- 
zogen hat, kehren die EinwohnerInnen von Hanover / Hoyers- 
werda zu einem rauhen Rutsch in die Armut zurück. 
von Mumia Abu-Jamal, Februar 1992 


Erklärung des Kampfkomitees 
der Gefangenen aus Action Directe 


Das französische bürgerliche Recht sowie die europäischen 
rechtlichen Vereinbarungen wollen den täglichen Rassismus 
rechtfertigen. Die Doppelstrafe (1), das Asylrecht sowie das 
sogenannte Schengener Projekt haben das Ziel, die Mauer 
zwischen Norden und Süden zu befestigen ; mit dieser juristi- 
schen Mauer wird auf andere Weise Krieg geführt. Die Char- 
terflüge von Pasqua (2) werden so institutionalisiert, und die 
Politiker links-rechts, rechts-links marschieren im Gleich- 
schritt und holen zu einer Politik aus, die als Recht unter einer 
imperialistischen Regierung Willkür ist. 

Wenn sie unter der Drohung des „absoluten Notstands“ 
(sic!) (3) die Abschiebelager durchlaufen oder direkt vom 
Gefängnis aus ins Flugzeug kommen, werden der Freinde, 
der Immigrant, unsere Brüder, unsere Klassenbrüder in ihrer 
Menschenwürde, ihrer Freiheit und ‘menschlichen Schönheit 
verhöhnt:: Abschiebung ! ee 
_ Das Recht auf Asyl, das von den bürgerlichen Demokratien 
bis hin zur schändlichen Doppelstrafe ausgefranst wurde, das 
„Gesetz des Marktes‘, diese Barbarei, die die Menschen in 
„gute oder schlechte‘‘ Rassen, „gute oder schlechte‘‘ Immi- 
granten aufteilt. Angesichts dieser Unterdrückung, Repres- 
sion, ihrer Umsetzung kann Passivität nur die komplizenhafte 
Billigung der kapitalistischen Diktatur und ihrer immer fa- 
schistischer werdenden Methoden sein. 

Dem Komitee gegen die Doppelstrafe, das seit zwei Jahren 
sich engagiert, den Freien und Gefangenen, die im Hunger- 
streik für die Abschaffung dieses ungerechten Gesetzes sind, 
und den Kurden und Afrikanern, die im Streik für die Wieder- 
erlangung des Rechts auf Asyl sind, allen diesen Kämpfen, 
die eng miteinander verbunden sind, widmen wir den Monat 
Januar 1992 unserer Hungerstreikkette gegen die Klassenju- 
stiz und das Gefängnis, den wir seit dem 2. Januar 1991 füh- 
ren. 

Kampfkomitee der Gefangenen aus Action Directe 


1) Alle, die in Frankreich leben und nicht die französische 
Staatsbürgerschaft haben, können nach dem Absitzen einer 
Gefängnisstrafe ausgewiesen werden. Das betrifft auch die, 
die in Frankreich geboren sind, deren Familien in Frankreich 
leben. Diese Praxis der französischen Regierung wird — in- 
zwischen weitverbreitet — ‚„‚Doppelstrafe‘‘ genannt. 

(2) französischer Innenminister, 1986 

(3) Damit ist ein „absoluter Notstand“ des Staates gemeint, 
der unter Umgehung der Gerichte Flüchtlinge / Immigranten 
abschieben kann. | 


GRAPO-Gefangener entkommt 
aus dem Knast von Granada u 
Am 31.3.92 konnte Fernando Silva, Gefangener aus den 


GRAPO, aus dem Gefängnis in Granada entkommen. Nach 
Berichten in „Eli Pais“ entkam er durch ein Loch, das er in 
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seine Zellenwand gegraben hatte, weiter über einen Innenhof, 
ein Dach auf den Balkon eines im Bau befindlichen Gebäudes 
mit Schließerwohnungen. Von dort auf die Straße gelangt, sei 
er in ein nahegelegenes Krankenhaus gegangen, um sich den 
bei der Flucht gebrochenen Arm gipsen zu lassen. Von dort 
sei er gegen 7.15 Uhr aufgebrochen, 30 Minuten bevor die 
Flucht ım Knast bemerkt wurde, habe er ein Auto geknackt 
und sei damit weggefahren. 


Prezeßtermine 


Prozeß gegen Gerry Hanratty und Gerry McGeough 

Die nächsten Termine im Prozeß gegen die beiden irischen 
Genossen vor dem OLG Düsseldorf in der Tannenstraße sind 
am 21.4., 11 Uhr. 


Prozeß gegen Ralfund Knud 

Die nächsten Termine im Prozeß gegen Ralf Gauger und 
Knud Andresen vor dem Landgericht in Itzehoe sind am 
21.4., jeweils um 9.30 Uhr. (Am Montag, den 13.4., findet 
keine Verhandlung statt!) Treffpunkt in Hamburg: 7.30 Uhr, 
Sternschanze. 


Prozeß gegen zwei Antifaschisten in Hamburg 
im Prozeß gegen Gerhard Bögelein und Karl Kielhorn sind 
die nächsten Prozeßtermine am 14., 16., 22., 24., 28. und 
30. April im Strafjustizgebäude, Sievekingsplatz, Raum 345, 
2.Stock. 

Kontaktadresse: Schwarzmarkt, ‚Antifa-Prozeß‘‘ Pauli- 
nenstr. 15, 2000 Hamburg 36. 


Kurdenprozesse in Düsseldorfund Celle 

Am 16.3. haben die Angeklagten im Düsseldorfer Kurden- 
prozeß eine „letzte Erklärung“ abgegeben, mit der sie ihre 
weitere Teilnahme an der Bauptverhandlung verweigern. Die 
Angeklagten, die nicht inhaftiert sind, bleiben seitdem vom 
Prozeß weg, die gefangenen Angeklagten sind vom Prozeß 
ausgeschlossen, die Vertrauensanwälte haben ihr Mandat nie- 
dergelegt. Die „letzte Erklärung“ von Selahattin Erdem, Ali 
Haydar Kaytan, Hasan Hayri Güler und Ali Aktas ist veröf- 
ientlicht im Kurdistan Rundbrief Nr. 7 vom 27. 3. 92. 


Kriminalisierung des Alhambra-Programms, Oldenburg 
Am Donnerstag, den 27.2.92, haben die Vorstandsleute des 
Alhambra-Fördervereins eine Anklageschrift der General- 
staatsanwaltschaft Celle erhalten. Diese beantragt darin die 
Eröffnung des Hauptverfahrens wegen $ 129a vor dem Ober- 
iandesgericht Celle. Die Staatsanwaltschaft versucht in die- 
sem Schreiben den drei Vorstandsleuten die Verantwortung 
für die Herausgabe und Verteilung des Programms mit hane- 
büchenen Konstruktionen zuzuschieben. 


Es geht dabei um die im April-Programm ’91 dokumentier- 
te Erklärung einer RZ zum Anschlag auf eine NATO-Pipeline 
anläßlich des Golfkrieges. Die abgedruckte Erklärung diente 
im Sommer letzten Jahres der B. als Vorwand für eine groß- 
angelegte Hausdurchsuchungsaktion gegen das Alhambra. 
Das Ermittlungsverfahren gegen die Leute der Druckerei Ge- 
gendruck ist eingestellt worden. 


Termine 


Konzertreihe der Bundesplattform gegen Rassismus und 
Ausländerfeindlichkeit mit deutschen und türkischen Grup- 
pen: 10.4., Bonn; 11.4., Köln, 19 Uhr, Rhenania; 12.4., 
Stuttgart. 

Straubing. 11.4., il Uhr, Marktplatz, Demonstration 
„Bernd Rössner muß sofort raus! Freilassung aller haftunfä- 
higen Gefangenen! Für das Leben und die Freiheit der politi- 
schen Gefangenen — und als ersten Schritt — Zusammenle- 
gung der Gefangenen aus RAF und Widerstand und aller da- 
für kämpfenden Gefangenen! Schluß mit den menschenver- 
achtenden Zuständen und Psychopharmakafolter im Strau- 
binger Knast — Sofortige Schließung von Haus IH!“ : ab 9 
Uhr Büchertisch in der Straubinger Innenstadt, ab 11 Uhr 
Kundgebung auf dem Marktplatz, anschließend Demo durch 
die Innenstadt und zum Knast, am Knast noch eine weitere 
Kundgebung. 

Hamburg. 15.4., 19 Uhr, Staatsbibliothek, Großer Vor- 
tragssaal, von-Melle-Park, Lesung mit Gioconda Belli, die 
„weibliche Stimme Lateinamerikas‘, Autorin u.a. von „Be- 
wohnte Frau‘, 

Kiel. 16.4., Veranstaltung mit Angehörigen und Anwälten 
zur Situation der politischen Gefangenen. 

Lübeck. 18.4. (um einen Tag verlegt, also am Samstag, nicht 
bereits am Freitag!), 14 Uhr, Kundgebung vor dem Hochsi- 
cherheitstrakt Lübeck anläßlich des „internationalen Tages 
der politischen Gefangenen“ 

Hamburg. 13.4., 19 Uhr, Fabrik, und: 20 Uhr, Zinnschmel- 
ze, Infoveranstaltungen zu Ralf und Knud, ab 21 Uhr Solida- 
ritäiskonzert. 


Angehörige Kinder malen für politische Gefangene 


Auf 16 farbigen Postkarten haben sich sieben angehörige Kin- 
der verschiedenen Alters ihre Knasterfahrungen von der See- 
le gemalt oder einfach den Gefangenen eine Freude machen 
wollen. 

Bunte Kartenserie — 16 Stück 18 DM plus 2 DM Porto. Bei 
Sammelbestellung über 3 Serien und mehr — Porto 4 DM. 
Bitte Vorauskasse bar oder Scheck an: Angehörige der politi- 
schen Gefangenen, Postlagerkarte 050205, 6230 Frankfurt / 
Main 80. | 
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